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Abkiirzungsverzeichnis

EU Européische Union

EnDK Konferenz Kantonaler Energiedirektoren

BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

SBB Schweizerische Bundesbahnen

BV Bundesverfassung

EHS Emissionshandelssystem

GAV Gesamtarbeitsvertrag

Swissoil Dachverband der Brennstoffhandler in der Schweiz
Aerosuisse  Dachverband der schweizerischen Luft- und Raumfahrt
SIAA Swiss International Airport Association

swisselectric Organisation der Schweizerischen Stromverbundunternehmen
VSPB Verband Schweizerischer Polizeibeamter

Swissmem Verband der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie
EV Erdol-Vereinigung

UE Union européenne

CDEn Conférence des directeurs cantonaux de I'énergie

DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
I'aménagement du territoire et de I'environnement

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

Cst Constitution fédérale

SEQE Systeme d'échange de quotas d'émission

CCT Convention collective de travail

Swissoil association nationale des négociants en combustibles

Aerosuisse  Fédération faftiére de I'aéronautique et de I'aérospatiale suisse

SIAA Swiss International Airport Association

swisselectric Organisation des entreprises du réseau d'interconnexion suisse
d'électricité
FSFP Fédération Suisse des Fonctionnaires de Police

Swissmem L'association de I'industrie suisse des machines, des équipements
électriques et des métaux

UP Union Pétroliére
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Offentliche Ordnung

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1'000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je flinf in Bern resp. Zurich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausléandern durchgefiihrten
grossen Manifestationen gegen die Zustédnde in ihren Heimatlandern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Halfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwoélfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Hohepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
offentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grosste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nachstgrossten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zahlte man 10'000 Unzufriedene.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstéadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des offentlichen
Dienstes;

Zurich: 1'000/Tamilen,  2'000/gegen Polizeieinsatz ~ bei 1. Mai-Demo,
2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschiler
gegen Sparmassnahmen, 1'600/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;

Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'5600/Rentner gegen Rentenkirzung;

Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des offentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;

Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;

Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;

Matran (FR): 2'500/Landwirte;

Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;

Lugano: 1'600/flr autonomes Jugendzentrum;

Rheinfelden (AG): 1'600/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;

Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. '

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten nahm 1997 auf 21
ab (1996: 24). Nicht nur in bezug auf die Anzahl, sondern auch hinsichtlich der
Beteiligtenzahl blieben die Kundgebungen im Berichtsjahr eher bescheiden. Die grésste
mobilisierte rund 12'000 Personen (Kosovo-Albaner in Bern). Am meisten
Grossdemonstrationen fanden in Genf (sieben) und in Bern (funf) statt. In Zurich waren
wie Ublich viele kleine Manifestationen mit zum Teil heftigen Ausschreitungen zwischen
Demonstranten und Gegenmanifestanten aus der rechts- bzw. linksradikalen Szene zu
verzeichnen. Grosskundgebungen, die zudem relativ schwach besucht waren, wurden
hingegen in Zlrich nur zweimal durchgefihrt. Eher aussergewdhnlich waren zwei,
gemessen an der Bevolkerungszahl sehr gut besuchte Protestveranstaltungen in
Kleinstadten des Kantons St. Gallen (Rorschach und Wil). Sie richteten sich gegen die
Absicht der Kantonsregierung, die lokalen Spitéler zu schliessen. Wie im Vorjahr kam es
auch 1997 lediglich zu vier grossen Kundgebungen von Auslanderorganisationen, welche
auf die Unterdrickung in ihren Heimatldndern aufmerksam machten (zweimal Tamilen,
je einmal Kosovo-Albaner und Tibeter). Am aktivsten waren wie bereits 1996 die
Angestellten des offentlichen Sektors. Dabei konzentrierte sich ihr Protest gegen
staatliche Sparmassnahmen auf die Kantone Genf und Waadt, wo flnf von insgesamt
sechs dieser Manifestationen stattfanden. Mit vier weiteren, von anderen
Personenkreisen getragenen Kundgebungen, richteten sich damit fast die Halfte aller
Grossdemonstrationen des Jahres 1997 gegen staatliche Sparmassnahmen.
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In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstéadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Genf: 2'000/Tibeter, 5'500/Tamilen, 3'000/Tamilen, 1'000/Lesben und Homosexuelle
fur expliziten Diskriminierungsschutz in der BV), 1'000/Staatsangestellte gegen
Sparmassnahmen, 1'000/Studierende gegen Sparmassnahmen, 1'800/Rentner gegen
stadtische Sparmassnahmen;

Bern:  10'000/Bauarbeiter  fir  Arbeitspldtze, 2'600/gegen  Antisemitismus,
6'000/Lesben und Homosexuelle fir expliziten Diskriminierungsschutz in der BV,
12'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen;
Lausanne: 2'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen,
10'000/Staatsangestellte und Studierende gegen kantonale Sparmassnahmen,
4'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen;

Zurich: 1'600/Bauarbeiter fir neuen GAV, 2'000/Studierende gegen neues Unigesetz;
Rorschach (SG): 4'000/gegen Spitalschliessung;

Wil (SG): 2'000/gegen Spitalschliessung;

Freiburg: 1'5600/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;

Aarau: 1'200/Mittelschiler gegen kantonale Sparmassnahmen. 2

Polizei

Immer wieder berichtete die Presse im Jahr 2016 von der vermehrten Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten und der zunehmenden Brutalitat der Angriffe. Waren im
Jahr 2000 noch knapp 800 Anzeigen wegen Gewalt und Drohung gegen Behdrden und
Beamte eingegangen, verzeichnete die Kriminalstatistik 2015 deren 2800 - mehr als
dreimal so viele wie zu Beginn des Jahrtausends. Der Verband Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB) sowie verschiedene Kantons- und Stadtpolizeien monierten
abnehmenden Respekt und zunehmende Ricksichtslosigkeit gegentber den Beamten.
Die Situation habe sich in den vergangenen Jahren stark verschlimmert, konstatierte
VSPB-Generalsekretéar Max Hofmann gegenliber dem Tages-Anzeiger, und dennoch
stosse man bei der Politik auf «taube Ohren». Zusammen mit dem Tessiner Verein
«Amici delle Forze di Polizia Svizzere» und dem Verband der Tessiner
Kommunalpolizeien lancierte der VSPB deshalb eine Online-Petition mit der Forderung
nach scharferen Strafen bei Gewalt gegen die Polizei. Damit wollte er den Druck auf
die Politik erhéhen, denn durch deren bisherige Untatigkeit - eine Petition des VSPB
aus dem Jahr 2010 sowie mehrere Standesinitiativen (VD: Kt.lv. 11.312; GE: Kt.lv. 12.306;
TI: Kt.lv. 14.301) waren im Parlament noch pendent - flihlten sich die Polizeibeamten
nicht mehr ernst genommen, so Hofmann. Besonders betroffen seien die
Ordnungskréafte in den Stadten, wo sie - vor allem in Zlrich und Bern - immer wieder
ins Visier der linksextremen Szene gelangten oder im Rahmen von emotionsgeladenen
Sportveranstaltungen mit Hooligans zu tun héatten. Doch auch einzelne, «schlecht
gelaunte Mitmenschen» wirden etwa im Rahmen von Personenkontrollen vermehrt
ausfallig oder sogar gewalttatig, schilderte das St. Galler Tagblatt. Die Prasidentin des
VSPB, Johanna Bundi Ryser, bezeichnete die Situation in derselben Zeitung als
«alarmierend». Eine Gesetzesverschéarfung allein 16se das Problem zwar nicht, aber die
jetzige Strafpraxis sei «inakzeptabel»; Gewalt durfe fir Polizistinnen und Polizisten kein
Berufsrisiko sein. Von einem hoéheren Strafmass erhoffte sie sich vor allem eine
abschreckende Wirkung.

Politische Unterstltzung erhielt das Anliegen schliesslich von den beiden Nationalraten
Bernhard Guhl (bdp, AG) und Marco Romano (cvp, Tl) sowie Nationalrdtin Sylvia
Fluckiger-Bani (svp, AG). Wéahrend die Aargauer SVP-Vertreterin eine entsprechende
Motion einreichte, setzten Romano und Guhl auf parlamentarische Initiativen. Guhl
versprach zudem als Président der parlamentarischen Gruppe fur Polizei- und
Sicherheitsfragen, die Parlamentsangehdrigen flr das Thema sensibilisieren zu wollen.
Auch in den Kantonsparlamenten, wo gemass NZZ «die Klagen der Beamten unmittelbar
vernommen werden», wurde das Thema debattiert. So legte etwa der Kanton Bern eine
weitere Standesinitiative (Kt.Iv. 16.317) fur die Verschéarfung der Strafen nach. *
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Wahlen
Wahlen

Durant I'année 2018, les autorités des cantons de Berne, de Nidwald, d'Obwald, de
Zoug, de Glaris, des Grisons et de Genéve ont été renouvelées. Le PLR a sauvé ses
siéges laissés vacants dans les exécutifs de Berne, de Nidwald, de Zoug et de Genéve. Le
PS a réussi a maintenir les siens a Berne et aux Grisons; tout comme le PBD a Glaris, le
PCS a Obwald, les Verts a Berne et I'UDC a Nidwald.

Alors que le PDC avait assuré son siege lors de I'élection complémentaire de 2016 a
Obwald, il I'a finalement perdu au profit de I'UDC. En Appenzell Rhodes-Intérieures,
Thomas Rechsteiner (pdc), en retrait, a lui aussi été remplacé par un UDC, Ruedi Eberle.
Le Parti du centre a récupéré un des deux fauteuils du PBD aux Grisons et celui de
I'Alternative verte a Zoug. Le conseiller d'Etat sortant genevois Luc Barthassat (pdc) n'a
pas été réélu, tout comme les conseillers municipaux des villes de Zirich et
Winterthour, respectivement Josef Lisibach (udc) et Claudia Nielsen (ps). Enfin, lors de
|"élection complémentaire organisée dans le canton de Fribourg, le siege Vert a été
cédé au PLR.

S'agissant des législatifs cantonaux, le PS a gagné au total 13 siéges (BE: +5; OW: +2; GL:
+1; ZG: +2; GR: +3), mais en a perdu 3 a Genéve. A l'inverse, le PDC a remporté un
douzieme mandat & Genéve et a vu son nombre de représentants diminuer dans
plusieurs cantons (OW: -3; NW: -1; ZG: -1; GR: -1). Le PLR a renforcé sa présence dans
les cantons de Berne (+3 siéges), des Grisons (+3), de Geneéve (+4) et de Nidwald (+2).
Dans les autres cantons, il en a perdu 4 (OW: -2; GL: -1; ZG: -1). Les Verts ont surtout
progressé a Geneve avec un gain de 5 mandats. lls ont décroché un dixieme siége au
parlement zougois et ont cédé 2 des leurs & Berne. Les Vert'libéraux ont obtenu 2
siéges supplémentaires a Glaris et 1 aux Grisons. Sauf & Obwald (+2) et aux Grisons (-),
I'UDC n'a enregistré que des pertes (BE: -3; GE: -3; NW: -2; GL: -2; ZG: -1). Il a cédé 3
fauteuils @ Winterthour et le double dans la ville de Zlrich. Le PBD figure également
parmi les perdants avec 7 députés en moins (GR: -5; GL: -1; BE: -1), tout comme le MCG
(GE: -8) et le PEV (BE: -2).

IIn'y a eu que dans le législatif du canton d'Obwald et de la ville de Zurich, ou le nombre
de femmes s'est amoindri par rapport aux élections précédentes (OW: de 16 a 14 siéges;
Zirich: de 42 a 40). La présence féminine au gouvernement zougois est assurée avec
I'élection de Silvia Thalmann-Gut (pdc). Berne et Genéve comptent désormais une
ministre supplémentaire. Le gouvernement grisonnais est devenu exclusivement
masculin suite au départ de Barbara Janom Steiner (pbd), et Anne-Claude Demierre
(FR, ps) n'a plus de collegue féminine suite a la démission de Marie Garnier (FR, verts).
L'exécutif de Winterthour possede une femme de plus dans ses rangs, avec |'élection
de la socialiste Christa Meier.

En parallele des élections cantonales et communales, le Conseil national n'a pas donné
suite a une initiative parlementaire pronant une représentation équilibrée des sexes au
Parlement. Il a également, lors du vote final, rejeté le projet pour la souveraineté des
cantons en matiere de procédure électorale. Enfin, I'auteur de la fraude électorale, lors
des élections cantonales valaisannes 2017, a été condamné a 12 mois de prison avec
sursis. *

Landesverteidigung

Militareinsatze

2011 waren Angehdrige der Armee an drei weiteren Einsatzen beteiligt. Im Rahmen von
~AMBA CENTRO" unterstutzten téglich durchschnittlich 144 Dienstleistende die
Polizeikorps in Zlrich, Bern und Genf beim Schutz ausléndischer Vertretungen. Rund
50 Armeeangehorige unterstlitzten das Grenzwachtkorps im Rahmen der
Leistungsvereinbarung  ,LITHOS". Die grosste  Veranderung mit  einer
Leistungssteigerung von ca. 50% erfolgte im Rahmen von ,TIGER/FOX", wobei
Armeeangehorige Leistungen zu Gunsten von Flugsicherheitsmassnahmen im
Luftverkehr erbrachten. 17 Dienstleistende standen dafir téglich im Einsatz. Darlber
hinaus unterstutzte die Armee im Dezember 2011 den Kanton Genf bei der
Durchfihrung der 8. WTO-Ministerkonferenz. Dabei wurden insbesondere Material und
Fahrzeuge zur Verflgung gestellt, die Flughafensicherheit verstarkt, Lufttransporte und
Luftraumiberwachungen durchgefiihrt sowie die Polizei bei den Auf- und
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Rickbauarbeiten unterstutzt. Neben diesen subsididren Sicherungseinsatzen leistete
die Armee auch Katastrophenhilfe. In drei Einsédtzen wurden insgesamt 3'770 Diensttage
geleistet. Wahrend eines Waldbrandes in Visp/VS war die Armee mit Ldscharbeiten
beschaftigt, im Juni wurden die Behdrden im Kanton Appenzell-Ausserrhoden beim
Ausbau eines Baches unterstitzt und im Oktober wurden 1770 Diensttage geleistet,
nachdem in den Kantonen Bern und Wallis schwere Unwetter zahlreiche Schéaden
verursacht hatten. In weiteren Unterstltzungseinsatzen wurden rund 600 Diensttage in
den Kantonen Bern, Graublnden wund Schwyz geleistet, wobei vorwiegend
unwetterbedingte Einsatze getatigt werden mussten. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Ein erstes Treffen der nach der bundesratlichen Stellungnahme zu
Personenfreizigigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
~Wohnungspolitischer Dialog™ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes fiir Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zurich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Reprasentanten der
Stédte Zurich, Basel, Luzern, Nyon, Wéadenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Bedurfnisse erortern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmarkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und Uberspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevolkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Forderung des preisglinstigen Wohnungsbaus zu prifen
sowie mittels Anderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhéhen. Ferner begrusste die Arbeitsgruppe die Fortfliihrung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. ©

Umweltschutz
Klimapolitik

Les modifications légales nécessaires pour le couplage des systéme d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en méme
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et I'approbation de I'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de I'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
I'environnement et des associations faftiéres de I'économie ont pris part a la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.

Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faltiéres de I'économie, les acteurs du secteur de
|'énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations l'ont approuvé. D'aprés les partisans, le couplage permettrait a
|'"économie suisse d'étre sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans I'UE et
la Suisse aurait ainsi acces a un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de I'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du systéeme européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
participants souhaitaient intégrer I'aviation dans le systeme d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, Al, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de I'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, I'USAM, economiesuisse, I'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que I'Organisation de l'aviation civile internationale
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(OACI) avait déja proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de I'intégration
des centrales thermiques a combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, Al, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, I'UP, Forum suisse de I'énergie,
I'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de I'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, I'USAM, Swissmem,
|'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou ay étre intégré.

Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. |l présentera un message au
Parlement pour l'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen. ’

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitiéres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport & 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de |'économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du c6té des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systeme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour I'interdiction subsidiaire des chauffages & combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de I'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite a la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée. ®

L'approbation de I'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en méme temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
|'"énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et des
associations faitieres de I'économie ont pris part & la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.

Environ 95% des participants sont favorables a la ratification de I'accord. Tous les
cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté I'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du
secteur de I'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de I'environnement figurent parmi les partisans. lls
s'attendent a des effets positifs sur I'économie suisse et soulignent I'efficacité de
|'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
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la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant I'objectif global (réduction des émissions de gaz a effet de serre de 50%
par rapport a 1990 d’ici 2030) et I'objectif moyen (réduction des émissions de gaz a
effet de serre de 35% en moyenne par rapport a 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de |'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de I'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
d'autres voudraient les voir & la baisse. La majorité des organisations de protection de
|'environnement et de politique énergétique, quelques associations faitieres de
|'économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement I'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de I'Accord de Paris. ?

Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure a 2020 a
été soumis a consultation en paralléle de I'approbation de I'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de I'environnement et des associations faitiéres de
|'économie ont pris part a la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.

La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de I'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critére d'exemption
proposé. S'agissant de I'aménagement de I'exemption de la taxe, le modeéle
"harmonisation" est préféré a celui de la "dissociation”. Plusieurs associations faitieres
de I'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modeles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de I'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de I'énergie et les organisations de protection
de I'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggerent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir I'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'apres les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent I'interdiction subsidiaire des chauffages a
combustibles fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Béatiments, ainsi que I'abandon de I'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de I'environnement et par la majorité des cantons. ™
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Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Bevdlkerungsentwicklung

Par rapport a 2017, la population de la Suisse a crii de 0.7 point de pourcentage en
2018, soit de 60'400 personnes. La Suisse a enregistré son plus faible accroissement
démographique depuis les dix derniéres années. Elle compte actuellement 8'5644'000
individus. Les effectifs ont augmenté partout, sauf dans les cantons de Neuchatel (-0.1
point de pourcentage) et du Tessin (-0.6 point de pourcentage). Schwyz et Fribourg ont
obtenu la plus forte hausse d'habitants gréace aux migrations internes (+1.2 point de
pourcentage). Le Valais a également pu bénéficier de I'exode de la population d'autres
cantons, alors que Geneve, Neuchéatel et Béle-Ville en ont souffert. En 2018, environ
12% de la population résidait dans les villes de Zurich (415'400 habitants), de Genéve
(201'800), de Béle (172'300), de Lausanne (139'100) et de Berne (133'900). La plus petite
commune de Suisse, Corippo (Tl), était composée de 11 habitants.

Au cours de I'année sous revue, la part des jeunes agés entre O et 19 n'a plus dépassé
celle des personnes dgées (65 ans ou plus) dans le canton d'Uri. Cette inversion s'est
déja produite dans les cantons de Bale-Ville (avant 1981), du Tessin (2006), de
Schaffhouse (2009), Bale-Campagne (2011), Berne (2012), des Grisons (2013), de Nidwald
(2015) de Glaris (2016) et de Soleure (2017).

Alors que l'accroissement naturel a progressé de 1.7 point de pourcentage (87'851
naissances; 67'088 déces), le solde migratoire a, lui, reculé de 13.2 points de
pourcentage par rapport a I'année précédente. Il y a eu davantage d'émigrations (+4.2
points de pourcentage; 130'225 cas) et une réduction du nombre d'immigrations (-0.5
point de pourcentage; 170'085). La part des ressortissants étrangers dans I'ensemble de
la population a avoisiné, cette année encore, les 25%. L'ltalie (319'3000 individus;
14.9%), I'Allemagne (306'200; 14.3%), le Portugal (263'300; 12.3%) et la France (134'800;
6.3%) étaient encore les nationalités les plus représentées en Suisse. La population
portugaise a légerement diminuée par rapport a I'année derniere (2017:266'557; 2018:
263'300). "

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Nach einer ersten konsequenten «Ausdlinnung» der offenen Drogenszene am Ziircher
Letten wurde das Areal Mitte Februar 1995 polizeilich gerdaumt. Die aufgegriffenen
Drogenslichtigen wurden an ihre Wohngemeinden oder -kantone Uberstellt. Anfanglich
dominierte der Eindruck, dass diese Aufldsung besser koordiniert und deshalb
erfolgreicher sei als jene des Platzsspitzes 1993. Nach einigen Monaten zeigte sich
jedoch, dass wieder eine Verlagerung zu schwer kontrollierbaren «Kleinszenen» in den
angrenzenden Stadtkreisen erfolgt war.

Einzelne Kantone (insbesondere Genf) machten rechtsstaatliche Bedenken gegenliber
den polizeilich durchgefuhrten Ruckschaffungen der auswartigen Drogenkonsumenten
in ihre Wohngemeinden oder -kantone geltend, worauf dem freiwilligen und zivilen
Charakter der Ruckfuhrungen mehr Rechnung getragen wurde. Geschlossen wurden
Ende Januar 1995 auch die offenen Szenen in Solothurn und Olten.

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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Parteien
Grosse Parteien

Schwere Niederlagen musste die FDP im Berichtjahr auch bei den kantonalen
Regierungswahlen einstecken. In Genf verlor der Freisinn eines und in Neuenburg
gleich zwei der jeweils urspringlich drei Exekutivmandate. Wahrend die FDP in
Neuenburg fur verschiedene politische Skandale richtiggehend abgestraft wurde,
konnte der Verlust der Regierungsbeteiligung im Kanton Wallis mit der ,Steinafféare™ um
Christian Varone und mit der erstarkten SVP erkléart werden. Bei Ersatzwahlen im
Kanton Basel-Landschaft verzichtete die FDP darauf, ihren zurlcktretenden
Regierungsvertreter zu Gunsten einer Regierungsbeteiligung der SVP zu ersetzen. Einzig
im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die FDP eine politische Macht ist, konnte auf
Kosten der SVP ein sechster von sieben Regierungssitzen erobert werden. Ohrfeigen
musste die FDP auch bei kommunalen Exekutivwahlen einstecken. So wurde der
langjahrige FDP-Sindaco von Lugano abgewahlt und durch einen Lega-Politiker ersetzt
und bei Ersatzwahlen in der bereits stark links gefarbten Stadt Zurich verlor die FDP
ihren Sitz an die Alternative Linke. Die Verluste bei den Exekutivwahlen wurden in der
Presse auch auf einen Mangel an Uberzeugenden Képfen zurlckgeflhrt. Der Freisinn
musse mehr in den Nachwuchs investieren. Die Personalpolitik in den
Kantonalsektionen wurde von Président Philipp Muller im Hinblick auf die Wahlen 2015
als zentrales Projekt forciert. Trotz der Niederlagen blieb die FDP Ende Berichtjahr die
starkste Regierungskraft in den Kantonen. 26,9% der Exekutivsitze (42 von total 156
Sitzen) waren in freisinniger Hand.
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